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Beschluss:

1. Die Ausführungen der Verwaltung zur Darstellung des Planungsprozesses bei 

der Errichtung von Schul- und Kindertageseinrichtungen, den Anpassungen 

an die auftretenden Veränderungen und über den Informationsfluss werden 

zur Kenntnis genommen.

2. Das Referat für Stadtplanung und Bauordnung bleibt beauftragt, in 

Abhängigkeit von den Rahmenbedingungen des jeweiligen 

Bauleitplanverfahrens die Umsetzbarkeit von Lösungen zur Abdeckung der 

vorschulischen und schulischen Bildungsinfrastrukturbedarfe (langfristige 

Bedarfe und Spitzenbedarfe) zu prüfen. Mittel- bis langfristig wird eine 

verstärkte Vorhaltung von Flächenreserven für vorschulische und schulische 

Bildungsinfrastruktureinrichtungen inklusive der Flächen für weiterführende 

und berufliche Schulen angestrebt.

3. Den unter Punkt 2.4 vorgeschlagenen Lösungen zur Versorgung von 

Spitzenbedarfen mit Fokus auf die Kitabedarfsplanung sowie einem 

perspektivischen Versorgungspuffer in der Kitabedarfsplanung (Punkt 2.6) 

wird im Grundsatz zugestimmt.

4. Der hohe Nutzen für die Stadtgesellschaft und die Stadtverwaltung des IT-

Projekts ISI (siehe Punkt 4) wird vor dem Hintergrund der rechtlich 

unausweichlichen Aufgabe der sozialen Infrastrukturplanung als Teil der 

kommunalen Daseinsvorsorge anerkannt.

5. Der Antrag Nr. 14-20 / A 03903 von Frau StRin Abele, Frau StRin Boesser, 

Frau StRin Dietl, Herrn StR Kaplan, Frau StRin Kürzdörfer, Herrn StR Liebich, 

Frau StRin Messinger, Herrn StR Müller, Herrn StR Naz, Frau StRin Rieke, 

Frau StRin Schönfeld-Knor, Frau StRin Volk vom 14.03.2018 ist damit 

geschäftsordnungsgemäß behandelt.
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6. Der Antrag Nr. 14-20 / A 03934 von Frau StRin Beatrix Burkhardt, Frau StRin 

Anja Burkhardt, Frau StRin Alexandra Gaßmann, Frau StRin Ulrike Grimm, 

Frau StRin Dorothea Wiepcke vom 23.03.2018 ist damit 

geschäftsordnungsgemäß behandelt.

7. Dieser Beschluss unterliegt nicht der Beschlussvollzugskontrolle.


